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Einleitung 

§ 1 Problemstellung und Zielsetzung der Arbeit 

A. Einführung in die Thematik 
A. Einführung in die Thematik 

Die Versicherung als Instrument des Risikotransfers ist aus dem modernen 
Wirtschaftsleben nicht hinwegzudenken. Nahezu jedes Rechtssubjekt – egal 
ob natürliche oder juristische Person – genießt in irgendeiner Weise Versi-
cherungsschutz. Im Gegensatz zur Insolvenz des Versicherers, die dank Sol-
vabilitätsvorschriften und anderer Sicherungsmechanismen1 eine Ausnahme-
erscheinung darstellt, ist die Insolvenz des Versicherungsnehmers dement-
sprechend ein Massenphänomen.2 Cum grano salis lässt sich sogar sagen: 
Jedes Insolvenzverfahren ist Insolvenzverfahren eines Versicherungsneh-
mers. Umso erstaunlicher ist es, dass der Themenkomplex „Insolvenz des 
Versicherungsnehmers“ in der Rechtswissenschaft bislang eher ein Schatten-
dasein fristete. Lediglich einzelne, gegenständlich eng begrenzte Fragestel-
lungen aus diesem Problemkreis haben in der Vergangenheit eine vertiefte 
(monographische) Aufarbeitung erfahren.3 Umfassendere Arbeiten, die sich 
grundlegenderen Problemen aus dem Bereich der Insolvenz des Versiche-
rungsnehmers widmen, sucht man dagegen vergeblich. Hier harren zahlreiche 
Schwierigkeiten nach wie vor einer vertieften wissenschaftlichen Aufarbei-
tung.  

                                                             
1 Von besonderer Bedeutung ist insoweit die unter dem Begriff „Solvency II“ firmie-

rende Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No-
vember 2009 betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versicherungs- und der Rück-
versicherungstätigkeit, ABl. Nr. L 335 S. 1, ber. 2014 Nr. L 219 S. 66, die den deutschen 
Gesetzgeber jüngst zu einer vollständigen Neufassung des VAG veranlasste, zum Ganzen 
ausführlich Beckmann, in: Dauses, Hdb. EU-Wirtschaftsrecht, E. VI. Versicherungsrecht 
Rn. 30 ff. und Dreher, VersR 2008, 998 ff. 

2 Vgl. Tetzlaff, in: Münchener Kommentar zur InsO, § 166 Rn. 76; zweifelnd dagegen 
Gnauck, Das Absonderungsrecht nach § 110, S. 3. 

3 Zu nennen ist hier insbesondere die insolvenzrechtliche Behandlung der Lebensversi-
cherung als Instrument der betrieblichen Altersvorsorge, vgl. hierzu z.B. Kayser, Die 
Lebensversicherung in der Insolvenz des Arbeitgebers, 2006. In jüngerer Zeit rückte auch 
die Stellung des Geschädigten in der Insolvenz des Haftpflichtversicherungsnehmers 
wieder stärker in den Fokus der Jurisprudenz, vgl. hierzu Gnauck, Das Absonderungsrecht 
nach § 110, S. 3 m.N.  
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Die vorliegende Arbeit greift aus dem Bereich dieser Grundlagenprobleme 
eines heraus, das sowohl wissenschaftlich als auch rechtspraktisch von ganz 
besonderem Interesse ist: die insolvenzrechtliche Behandlung drittschützen-
der Versicherungen. Gemeint sind hiermit Versicherungen, die vom Versi-
cherungsnehmer nicht ausschließlich zum eigenen wirtschaftlichen Nutzen 
unterhalten werden, sondern – allein oder darüber hinaus – einem Dritten 
zugutekommen sollen. Solche Drittschützende Versicherungen sind weit 
verbreitet und von erheblicher gesamtwirtschaftlicher Bedeutung. Dies ver-
deutlicht bereits eine Auflistung ihrer wichtigsten Vertreter, die gleichsam 
einen Querschnitt durch das weite Feld der Versicherungsprodukte darstellt: 
Versicherung für fremde Rechnung, Lebensversicherung mit Bezugsberechti-
gung eines Dritten, Haftpflichtversicherung und Sachversicherung von Ge-
genständen, die in den Haftungsverband eines Grundpfandrechts fallen.4  

Das besondere Interesse am insolvenzrechtlichen Schicksal derartiger Ver-
sicherungen resultiert aus dem Spannungsverhältnis, das mit Insolvenzeröff-
nung zwischen der drittschützenden Zwecksetzung der Versicherung auf der 
einen und dem das Insolvenzverfahren beherrschenden Grundsatz der par 
conditio creditorum auf der anderen Seite entsteht. Aus der Sicht des ge-
schützten Dritten stellt sich die drängende Frage, ob der durch die Versiche-
rung vermittelte Drittschutz der Sogwirkung der par conditio creditorum 
widerstehen kann oder die Versicherungsleistung wie das restliche Schuld-
nervermögen als Teil der Insolvenzmasse zur gleichmäßigen Befriedgung der 
Insolvenzgläubiger verwendet wird. Angesichts notorisch ausgezehrter Insol-
venzmassen und nach wie vor magerer Insolvenzquoten5 ist die wirtschaftli-
che Bedeutung dieser Fragestellung für die Beteiligten des Insolvenzverfah-
rens kaum zu überschätzen.  

Mit dem Spannungsverhältnis zwischen drittschützender Zwecksetzung 
und par conditio creditorum ist das hier zu untersuchende Problem freilich 
nur sehr grob umschrieben. Es lässt sich analytisch weiter aufgliedern in drei 
Einzelfragen: Erstens, inwieweit nimmt der Dritte im Insolvenzverfahren des 
Versicherungsnehmers grundsätzlich eine privilegierte Stellung ein? Zwei-
tens, auf welchem Wege kann der Dritte seine privilegierte Rechtsstellug 
verfahrensförmig für sich realisieren? Drittens, welchen nachträglichen, in-
solvenzspezifischen Beeinträchtigungen sieht sich die privilegierte Rechts-
stellung des Dritten ausgesetzt? Betrachtet man die Antworten, die Gesetz 
und Rechtspraxis für diese Fragen derzeit bereithalten, so fällt auf, dass in-
soweit für die verschiedenen Formen drittschützender Versicherung kaum 
gemeinsame Grundsätze feststellbar sind. In einer gewissen Wechselwirkung 
hierzu steht der Umstand, dass weder in der Rechtswissenschaft noch in der 
Rechtspraxis bislang eine umfassende und vergleichende Betrachtung der 

                                                             
4 Ähnlich bereits die Aufzählung bei Möller et al., ZVersWiss 1970, 17 ff. 
5 Hierzu noch ausführlich unten sub § 2 B. I. b) bb). 
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einzelnen Versicherungsformen im Hinblick auf ihre insolvenzrechtliche 
Behandlung gewagt wurde. Der Blick verengte sich vielmehr stets auf spezi-
fische Probleme der individuellen Versicherungsformen. Es nimmt vor die-
sem Hintergrund nicht wunder, dass sich die gefundenen Lösungen eher 
durch ein hohes Maß an Pragmatismus und Simplizität auszeichnen als durch 
ihre dogmatische und systematische Konsistenz. Das Ergebnis ist ein Stück-
werk punktueller und inhaltlich disparater Regelungen, die an zahlreichen 
Stellen erhebliche Friktionen zum geltenden Insolvenzrecht erzeugen. Die 
vorliegende Arbeit setzt es sich zum Ziel, diesem Zustand abzuhelfen. Es soll 
der Versuch unternommen werden, ein kohärentes System des Schutzes Drit-
ter in der Insolvenz des Versicherungsnehmers herauszubilden, das mit den 
Grundwertungen des Insolvenzrechts in Einklang steht. 

B. Der status quo: ein disparater Befund 
B. Der status quo: ein disparater Befund 

I. Die drittschützende Wirkung der verschiedenen Versicherungsformen 

Die drittschützende Zwecksetzung der eingangs beschriebenen Versiche-
rungsformen variiert in ihrer Intensität und nimmt dementsprechend auch in 
ihrer rechtlichen Ausgestaltung unterschiedliche Formen an. Am augenfäl-
ligsten tritt sie bei der Versicherung für fremde Rechnung zutage. Hier soll 
die Versicherungsleistung unmittelbar und ausschließlich dem vom Versiche-
rungsnehmer personenverschiedenen Versicherten zufließen. Dementspre-
chend stehen die Rechte aus dem Versicherungsvertrag einschließlich der 
Versicherungsforderung nach § 44 VVG allein dem Versicherten zu. Ähnlich 
verhält es sich gem. § 159 VVG bei Lebensversicherungsverträgen, wenn der 
Versicherungsnehmer einen Dritten als Bezugsberechtigten eingesetzt hat. 
Charakteristikum dieser Versicherungsformen ist mithin die ausschließliche 
Begünstigung des Dritten; sie sind zumindest ihrer Grundstruktur nach altru-
istischer Natur.  

Daneben bestehen aber auch Versicherungsformen, bei denen der Schutz 
des Dritten neben den Schutz des Versicherungsnehmers tritt, ohne diesen 
vollständig zu verdrängen. Dies ist zunächst bei Versicherungen der Fall, die 
eine in den Haftungsverband eines Grundpfandrechts fallende Sache zum 
Gegenstand haben. Die Versicherung schützt hier zum einen das Erhaltungs-
interesse des Eigentümers an der Sachsubstanz. Zum anderen ordnen die 
§§ 1127, 1192 Abs. 1 BGB aber auch an, dass die entsprechenden Versiche-
rungsforderungen ebenso vom Haftungsverband des Grundpfandrechts erfasst 
werden wie die versicherte Sache. Die Versicherungsforderungen dienen dem 
Realgläubiger damit als zusätzliche Sicherheit. Ebenfalls einen kumulativen 
Schutz von Versicherungsnehmer und Drittem generiert die Haftpflichtversi-
cherung. Wirtschaftlich profitieren vom Bestand einer solchen Versicherung 
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sowohl der schadensersatzpflichtige Versicherungsnehmer, der von seiner 
Haftpflichtschuld befreit wird, als auch der Geschädigte, zu dessen Gunsten 
der Bestand einer ausreichenden Haftungsmasse gewährleistet wird. Recht-
lich hat der Schutz des Geschädigten allerdings eine eigentümliche Ausge-
staltung erfahren. Bis heute ist die Haftpflichtversicherung von der Grundidee 
geprägt, dass dem Geschädigten keine unmittelbaren Rechte an der Versiche-
rungsforderung zukommen sollen, er auf diese nur im Wege der Zwangsvoll-
streckung gegen den Versicherungsnehmer zugreifen kann. Diese Grundidee 
gilt heute allerdings nicht mehr in ihrer Reinform. Im Laufe ihrer Entwick-
lungsgeschichte wurde die drittschützende Wirkung der Haftpflichtversiche-
rung durch Rechtsprechung und Gesetzgeber von einem anfänglich rein mit-
telbar wirkenden Rechtsreflex zunehmend zu einer rechtlich abgesicherten 
„Sozialbindung“ der Haftpflichtversicherung weiterentwickelt.6 

II. Das Spannungsverhältnis zum insolvenzrechtlichen Prinzip der par 
conditio creditorum 

Ungeachtet der beschriebenen Unterschiede in der rechtlichen Ausformung 
ist allen genannten Versicherungsformen gemein, dass die Versicherungsleis-
tung im wirtschaftlichen Ergebnis ganz oder teilweise einer bestimmten 
Drittpartei zufließen soll. Es bedarf keiner allzu großen Phantasie, um die 
Spannungen vorhersehen zu können, die ein solcher Drittschutz im Falle der 
Insolvenz des Versicherungsnehmers hervorruft. Der das Insolvenzverfahren 
prägende Grundsatz der par conditio creditorum streitet dafür, sämtliche 
Vermögenswerte des Schuldners – und damit auch den Vermögenswert der 
von ihm abgeschlossenen Versicherungen – zur gleichmäßigen Befriedigung 
aller Gläubiger zu verwenden, diese also gerade nicht allein einer bestimmten 
Drittpartei zukommen zu lassen.7 Aus anderen Rechtsgebieten ist wohlbe-
kannt, dass die par conditio creditorum stets ins Feld geführt wird, wenn es 
gilt, insolvenzrechtliche Privilegien einzelner Beteiligter zu bekämpfen.8 
Auch der Schutz von Dritten in der Insolvenz des Versicherungsnehmers 

                                                             
6 Ausführlich hierzu unten sub § 8 A. I. 2. 
7 RGZ 71, 363, 364 f. (zur Haftpflichtversicherung vor Einführung des § 157 VVG 

a.F.). 
8 So z.B. zur Untermauerung der anlässlich der Insolvenzrechtsreform erhobenen For-

derungen nach Abschaffung des insolvenzrechtlichen Vorrangs von Steuerforderungen des 
Fiskus und Sozialplanansprüchen von Arbeitnehmern sowie nach der Beschneidung der 
Insolvenzfestigkeit publizitätsloser Mobiliarsicherheiten, vgl. hierzu statt vieler Hanisch, 
ZZP 90 (1977), 1, 7 ff.; Uhlenbruck, NJW 1975, 897, 901 ff.; Kilger, KTS 1975, 142, 148; 
auch in jüngerer Zeit wurde das Argument der par conditio creditorum zur Kritik von 
Reformprojekten herangezogen, vgl. hierzu z.B. gegen den Entwurf eines Gesetzes zum 
Pfändungsschutz der Altersvorsorge und zur Anpassung des Rechts der Insolvenzanfech-
tung statt vieler Vallender, NZI 2005, 599 ff. m.w.N.; gegen das Gesetz zur Umsetzung der 
Finanzsicherheitenrichtlinie Meyer/Rein, NZI 2004, 367 ff. 
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wird sich folglich an diesem Maßstab messen lassen müssen. Es stellt sich die 
Frage, wie das Spannungsverhältnis zwischen der drittschützenden Zweck-
setzung der genannten Versicherungen und der par conditio creditorum auf-
zulösen ist und inwieweit der versicherungsrechtliche Drittschutz durch in-
solvenzrechtliche Mechanismen auch bei Vermögenslosigkeit des Versiche-
rungsnehmers abgesichert werden kann. 

III. Die bestehende Ausgestaltung des insolvenzrechtlichen Drittschutzes als 
Stückwerk punktueller und inhaltlich disparater Regelungen 

Wie bereits angedeutet wurde, hält das geltende Recht für diese Frage keine 
einheitliche Antwort parat. Vielmehr wurden für jede der drittschützenden 
Versicherungsformen durch Gesetz oder Rechtspraxis eigenständige insol-
venzrechtliche Regelungen entwickelt, die zumindest prima facie kaum auf 
gemeinsame Grundsätze zurückgeführt werden können. Der folgende kurze 
Überblick vermag dies zu verdeutlichen:  

1. Überblicksartige Darstellung der einzelnen Ausformungen des 
insolvenzrechtlichen Drittschutzes 

Für die Versicherung für fremde Rechnung ist allgemein anerkannt, dass dem 
durch die Versicherung begünstigten Versicherten in der Insolvenz des Versi-
cherungsnehmers kraft seiner Stellung als Inhaber der Versicherungsforde-
rung ein Aussonderungsrecht an dieser zukommt. Gleichwohl soll nach dem 
die Versicherung für fremde Rechnung prägenden Prinzip des Auseinander-
fallens von Rechtsinhaberschaft und Einziehungsbefugnis grundsätzlich al-
lein der Insolvenzverwalter dazu berechtigt sein, die Versicherungsforderung 
gegenüber dem Versicherer einzuziehen. Die Entschädigungsleistung habe er 
freilich unmittelbar nach ihrer Einziehung an den Versicherten auszuschüt-
ten.9 

Soweit in einer Lebensversicherung einem Dritten eine unwiderrufliche 
oder eingeschränkt unwiderrufliche Bezugsberechtigung eingeräumt wurde, 
soll auch diesem ein Aussonderungsrecht an der Versicherungsforderung 
zustehen. Im Unterschied zur Versicherung für fremde Rechnung sei der 
Bezugsberechtigte aber selbst dazu berechtigt, die Versicherungsleistung 
unmittelbar gegenüber dem Versicherer einzufordern. Eine Einbeziehung des 
Insolvenzverwalters in die Abwicklung ist hier nicht vorgesehen.10  

 Eine eigenartige insolvenzrechtliche Rechtsstellung kommt dem Geschä-
digten in der Haftpflichtversicherung zu. Obwohl er außerhalb des Insolvenz-
verfahrens kein eigenes materielles Recht an der Versicherungsforderung 
innehat, ist er gem. § 110 VVG in der Insolvenz des Versicherungsnehmers 

                                                             
9 Zum Ganzen ausführlich unten sub § 6 C. I. und II. 1. 
10 Zum Ganzen ausführlich unten sub § 7 C. I. und II. 
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zur abgesonderten Befriedigung aus der Versicherungsforderung berechtigt. 
Gesetzlich nicht geregelt ist jedoch, wie der Geschädigte dieses Absonde-
rungsrecht verfahrensförmig realisieren kann. In Rechtsprechung und Litera-
tur haben sich diesbezüglich über die Zeit zwei unterschiedliche Wege her-
ausgebildet, die heute gleichermaßen als anerkannt gelten. Zum einen komme 
dem Geschädigten in analoger Anwendung des § 1282 Abs. 1 BGB ein eige-
nes Einziehungsrecht an der Versicherungsforderung zu, welches es ihm 
ermögliche, diese selbst gegenüber dem Versicherer geltend zu machen. Zum 
anderen sei der Geschädigte aber auch dazu berechtigt, den Insolvenzverwal-
ter (klageweise) auf Zahlung in Anspruch zu nehmen, freilich beschränkt auf 
Leistung aus der Versicherungsforderung.11 Eine weitergehende Verstärkung 
der insolvenzrechtlichen Rechtsstellung des Geschädigten blieb bislang auf 
den Bereich der Pflichtversicherung beschränkt. Gem. § 115 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 
VVG steht dem Geschädigten bei dieser im Falle der Insolvenz des Versiche-
rungsnehmers ein eigener Direktanspruch gegen den Versicherer zu.12  

Mit Blick auf die Versicherung einer zum Haftungsverband eines Grund-
pfandrechts gehörigen Sache wurde bereits festgestellt, dass die Versiche-
rungsforderung gem. §§ 1127, 1192 Abs. 1 BGB ebenfalls in den Haftungs-
verband des Grundpfandrechts fällt. Der Realgläubiger kann mithin ein Ab-
sonderungsrecht an der Versicherungsforderung erwerben. Die genaue Aus-
gestaltung seiner materiell- und insolvenzrechtlichen Rechtsstellung variiert 
jedoch in Abhängigkeit von Versicherungsobjekt und versichertem Risiko 
ganz erheblich.13  

2. Die wesentlichen Divergenzen zwischen den einzelnen Ausgestaltungen 
des insolvenzrechtlichen Drittschutzes 

Bei diesem kurzen Überblick über den insolvenzrechtlichen Drittschutz in 
den einzelnen Versicherungsformen fallen drei Bereiche ins Auge, in denen 
die individuellen Ausgestaltungen in besonderem Maß divergieren:  

Erstens ist hier die unterschiedliche Ausformung der Rechtsstellung des 
Dritten teils als Aussonderungs-, teils als Absonderungsrecht zu nennen. 
Besonders erstaunlich ist diese Divergenz im Bereich der Haftpflichtversiche-
rung. In der freiwilligen Haftpflichtversicherung wird dem Geschädigten nur 
ein Absonderungsrecht zugestanden. Der in der Pflichtversicherung gegebene 
Direktanspruch des Geschädigten gegen den Versicherer vermittelt jenem 
dagegen eine aussonderungsähnliche Rechtsstellung.14 Der kategoriale Unter-
schied in der insolvenzrechtlichen Rechtsstellung des Geschädigten kontras-

                                                             
11 Zum Ganzen ausführlich unten sub § 8 C. II. 1. und 2. a) aa). 
12 Ausführlich hierzu unten sub § 8 C. III. 
13 Ausführlich hierzu unten sub § 9 C. I. und II. 
14 Näher hierzu unten sub § 8 C. III. 1. 
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tiert hier auffällig mit der einheitlichen Grundkonzeption der beiden Versi-
cherungen.  

Zweitens variiert der Drittschutz hinsichtlich der Rechtsebene, auf der er 
rechtsdogmatisch ansetzt. Während der insolvenzrechtlichen Privilegierung in 
der großen Mehrzahl der Fälle eine entsprechende materiellrechtliche Rechts-
stellung zugrunde liegt, räumt § 110 VVG dem Geschädigten in der Haft-
pflichtversicherung nur ein Absonderungsrecht an der Versicherungsforde-
rung ein, ohne dass eine zugrundeliegende materielle Berechtigung ersicht-
lich wäre.  

Drittens – und in praxi wohl am relevantesten – bestehen erhebliche Un-
terschiede hinsichtlich des Weges, den der Dritte beschreiten muss, um seine 
insolvenzrechtliche Vorzugsstellung durchzusetzen. Die einzelnen Versiche-
rungsformen lassen sich diesbezüglich grob in zwei Gruppen untergliedern: 
Bei einem Teil der drittschützenden Versicherungsformen wird es dem Drit-
ten ermöglicht, die Versicherungsforderung selbst unmittelbar gegenüber 
dem Versicherer einzuziehen. Dies ist der Fall bei der Lebensversicherung 
mit Bezugsberechtigung eines Dritten, bei Pflichthaftpflichtversicherungen 
und teilweise bei Realgläubiger schützenden Sachversicherungen. Die Ab-
wicklung vollzieht sich hier ohne Beteiligung von Insolvenzmasse und Insol-
venzverwalter ausschließlich im Verhältnis zwischen Drittem und Versiche-
rer. Auf der anderen Seite stehen diejenigen Versicherungsformen, bei denen 
Insolvenzverwalter und Insolvenzmasse in die Abwicklung eingebunden sind. 
Hier ist dem Dritten die unmittelbare Inanspruchnahme des Versicherers 
verwehrt, er muss vielmehr zunächst gegen Insolvenzverwalter oder Insol-
venzmasse vorgehen, um im Anschluss hieran entweder selbst den Versiche-
rer in Anspruch zu nehmen oder aber die Einziehung und Ausschüttung der 
Versicherungsleistung durch den Insolvenzverwalter abzuwarten. Eine derar-
tige Beteiligung des Insolvenzverwalters an der Abwicklung ist derzeit vor-
gesehen für die Versicherung für fremde Rechnung, die freiwillige Haft-
pflichtversicherung und bestimmte Fälle der Realgläubiger schützenden 
Sachversicherung. 

C. Zielsetzung: Versuch einer Systembildung  
C. Zielsetzung: Versuch einer Systembildung 

Weitet man den Blick in der beschriebenen Weise über die einzelne Versiche-
rungsform hinaus auf den Gesamtbestand des durch Versicherungen vermit-
telten Drittschutzes, so drängt sich die Frage auf, woher die geschilderten 
Unterschiede in der insolvenzrechtlichen Behandlung rühren. Reflektieren die 
Divergenzen in der insolvenzrechtlichen Rechtsstellung des Dritten und deren 
Durchsetzung sachliche Unterschiede zwischen den einzelnen Versicherungs-
formen im Hinblick auf den durch sie vermittelten Drittschutz? Oder sind sie 
lediglich das Produkt spezifischer historischer Entwicklungen und eher zufäl-



 § 1 Problemstellung und Zielsetzung der Arbeit   8 

liger gesetzgeberischer Entscheidungen? Die vorliegende Arbeit setzt es sich 
zum Ziel, diese bislang unbeantworteten Fragen einer Klärung zuzuführen. Es 
sollen zum einen Kriterien herausgearbeitet werden, die einen Maßstab für 
die sachgerechte insolvenzrechtliche Ausgestaltung des durch die einzelnen 
Versicherungsformen vermittelten Drittschutzes liefern. Zum anderen sollen 
die Ausgestaltungen, die der insolvenzrechtliche Drittschutz bislang durch 
Gesetzgebung und Rechtspraxis gefunden hat, anhand dieses Maßstabes einer 
kritischen Prüfung unterzogen werden. Soweit diese Ausgestaltungen mit den 
zuvor erarbeiteten Kriterien nicht in Einklang stehen, werden sowohl de lege 
lata als auch de lege ferenda Anpassungsmöglichkeiten zu suchen sein. Auf 
diese Weise sollen die im Hinblick auf ihre insolvenzrechtliche Behandlung 
bislang ungeordnet nebeneinanderstehenden Versicherungsformen in ein in 
sich konsistentes System eingegliedert werden. 

I. Der Systembegriff 

Unumgänglich ist es für ein solches Unterfangen freilich, sich zunächst Klar-
heit über den hier verwendeten Systembegriff zu verschaffen. Glücklicher-
weise herrscht über die wesentlichen Merkmale des (abstrakten15) Systembe-
griffs nicht nur innerhalb der Jurisprudenz, sondern gar Disziplinen übergrei-
fend weitgehend Einigkeit.16 Von grundlegender Bedeutung ist insoweit auch 
heute noch die Begriffsdefinition Kants, wonach es sich bei einem System 
um „ein nach Prinzipien geordnetes Ganzes der Erkenntnis“17 oder „die 
Einheit der mannigfaltigen Erkenntnisse unter einer Idee“18 handelt. Dane-
ben zirkulieren zahlreiche jüngere Definitionen,19 die jedoch nahezu sämtlich 
in den beiden bereits bei Kant auffindbaren Grundelementen Einheit und 
Ordnung ihren gemeinsamen Nenner finden.20 Ordnung meint hier eine ratio-

                                                             
15 Vgl. hierzu Hilbert, Systemdenken in Verwaltungsrecht und Verwaltungsrechtswis-

senschaft, S. 5 ff. 
16 Hierzu und zum Folgenden ausführlich Canaris, Systemdenken und Systembegriff in 

der Jurisprudenz, S. 11 ff. 
17 Kant, Metaphysische Anfangsgründe der Naturwissenschaft, Vorrede, IV.  
18 Kant, Kritik der reinen Vernunft, 2. Aufl., S. 860. 
19 Z.B. Savigny, System des heutigen römischen Rechts, Bd. I, S. 214: „inneren Zu-

sammenhang, welcher alle Rechtsinstitute und Rechtsregeln zu einer großen Einheit ver-
knüpft“; Hegler, in: FS Heck/Rümelin/Schmidt, S. 216: „die Darstellung eines Wissensge-
bietes in einem Sinngefüge, das sich als einheitliche, zusammenhängende Ordnung dessel-
ben darstellt“; Prechtl/Burkhard, Metzler Lexikon Philosophie, S. 599: „Zusammenhang 
von einzelnen Teilen, die voneinander abhängig sind und so ein Ganzes bilden, das einer 
bestimmten Ordnung unterliegt“; weitere Beispiele bei Canaris, Systemdenken und Sys-
tembegriff in der Jurisprudenz, S. 11 f. 

20 Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der Jurisprudenz, S. 12; vertiefend 
hierzu auch noch Hilbert, Systemdenken in Verwaltungsrecht und Verwaltungsrechtswis-
senschaft, S. 3 ff.  
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nal erfassbare, also von Sachgründen getragene Folgerichtigkeit. Die Einheit 
gewährleistet dagegen, dass die im Sinne der Ordnung folgerichtigen Er-
kenntnisse nicht unzusammenhängend – gleichsam „gleichgeordnet“21 – ne-
beneinanderstehen, sondern auf gemeinsame Grundprinzipien zurückführbar 
sind.22 Von einem System kann mithin erst dann gesprochen werden, wenn 
die in ihm zusammengefassten Erkenntnisse als folgerichtige Ableitungen aus 
gemeinsamen Grundsätzen erscheinen. 

II. Der Nutzen des Systemdenkens für die insolvenzrechtliche Behandlung 
versicherungsrechtlichen Drittschutzes 

Um bei Kant zu bleiben, lässt sich allerdings fragen: Das mag für die Theorie 
richtig sein, aber taugt es auch für die Praxis? Über den Nutzen des System-
denkens für die Jurisprudenz wurde in der Vergangenheit immer wieder leb-
haft gestritten.23 Berechtigt ist die Kritik am Systemdenken in der Jurispru-
denz insoweit, als sie auf den in der Begriffsjurisprudenz begründeten Ge-
danken eines axiomatisch-logischen Systems abzielt, der vorgibt, die Lösung 
aller Einzelfälle ließe sich begriffslogisch aus allgemeinen Rechtsregeln ab-
leiten.24 Dieser Gedanke ist freilich ohnehin längst überholt.  

Die vorliegende Arbeit geht dementsprechend auch nicht von einem sol-
chen axiomatisch-logischen Systemgedanken aus, ihr liegt vielmehr das auf 
Canaris zurückgehende axiologisch-teleologische Systemkonzept zugrunde. 
Nach diesem ist Charakteristikum des Systems, dass sich die einzelnen 
Rechtsregeln als einheitliche und folgerichtige Ableitungen aus allgemeinen 
rechtlichen Grundwertungen darstellen.25 Ein solches Systemkonzept ist für 
die Herstellung materialer Gerechtigkeit von elementarer Bedeutung. Erst die 
                                                             

21 Vgl. hierzu Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der Jurisprudenz, S. 13 
Fn. 14. 

22 Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der Jurisprudenz, S. 12 f.; ein anderes 
Verständnis der Begriffe Einheit und Ordnung legt Hilbert, Systemdenken und Verwal-
tungsrechtswissenschaft, S. 9 ff. zugrunde. 

23 Hierzu ausführlich Hilbert, Systemdenken in Verwaltungsrecht und Verwaltungs-
rechtswissenschaft, S. 109 ff. mit umfangreichen Nachweisen. 

24 Vgl. zu diesem Systemgedanken die Ausführungen, mit denen Max Weber die Prä-
missen der deutschen zivilrechtlichen Pandektistik des 19. Jahrhunderts charakterisiert: 
„Die heutige juristische Arbeit […] geht von den Postulaten aus 1) daß jede konkrete 
Rechtsentscheidung „Anwendung“ eines abstrakten Rechtssatzes auf einen konkreten 
„Thatbestand“ sei, – 2) daß für jeden konkreten Thatbestand mit den Mitteln der Rechtslo-
gik eine Entscheidung aus den geltenden abstrakten Rechtssätzen zu gewinnen sein müsse, 
– 3) daß also das geltende objektive Recht ein „lückenloses“ System von Rechtssätzen 
darstellen oder latent in sich enthalten oder doch als ein solches für die Zwecke der 
Rechtsanwendung behandelt werden müsse […]“ (Max Weber, Wirtschaft und Gesell-
schaft, Tb. 3, S. 305). Ausführliche Kritik dieses Systemgedankens bei Canaris, System-
denken und Systembegriff in der Jurisprudenz, S. 20 ff. 

25 Grundlegend Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der Jurisprudenz. 
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Einordnung partikularer Lösungen in ein einheitliches System verhilft dem 
grundlegenden Gerechtigkeitspostulat zur Verwirklichung, wonach im We-
sentlichen gleichgelagerte Sachverhalte rechtlich gleich zu behandeln sind. 
Das Ideal der Gerechtigkeit verlangt, dass grundlegende Wertentscheidungen 
des Gesetzes konsequent und widerspruchsfrei, mit anderen Worten folge-
richtig und einheitlich umgesetzt werden.26 Umgekehrt bedeutet dies, dass 
das hier zu entwickelnde System nur dann nutzbringend ist, wenn sich in den 
allgemeinen Prinzipien, die sein Fundament bilden, eben solche gesetzliche 
Grundwertungen manifestieren, die eine in diesem Sinne einheitliche und 
folgerichtige Anwendung erheischen.27 Es versteht sich fast von selbst, dass 
ein hierauf aufbauendes axiologisch-teleologisches System nicht eine starre 
Gleichbehandlung aller Sachverhalte fordert. Grundsätze und Grundwertun-
gen tragen schon begrifflich die Möglichkeit von Ausnahmen in sich. Solche 
Ausnahmen können ohne systematischen Bruch aber nur insoweit zugelassen 
werden, als sie von rational nachvollziehbaren, sachlichen Gründen getragen 
werden.28 

Für die hier in den Blick genommene Problemstellung des Schutzes Dritter 
in der Insolvenz des Versicherungsnehmers verspricht der axiologisch-
teleologische Systemgedanke besonderen Gewinn. Das vom Kerngedanken 
der Gläubigergleichbehandlung geprägte Insolvenzrecht muss einer unein-
heitlichen und inkonsequenten Rechtsanwendung besonders feindlich gegen-
überstehen. Privilegierungen einzelner Gläubiger kann das Insolvenzverfah-
ren nur insoweit akzeptieren, wie diese sachlich legitimiert sind. Darüber 

                                                             
26 Zum Ganzen ausführlich Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der Jurispru-

denz, S. 16 f. Dies ist freilich eine Idealvorstellung, die im positiven Recht niemals voll-
ständig umgesetzt werden kann, vgl. hierzu Hilbert, Systemdenken in Verwaltungsrecht 
und Verwaltungsrechtswissenschaft, S. 80 f. 

27 Zur Gründung rechtlicher Systeme auf rechtliche Grundprinzipien ausführlich Cana-
ris, Systemdenken und Systembegriff, S. 46 ff. 

28 Vgl. hierzu Canaris, Systemdenken und Systembegriff in der Jurisprudenz, S. 16. 
Nicht verschwiegen werden soll hier, dass auch die von Canaris entwickelte und der vor-
liegenden Arbeit zugrunde gelegte Systemkonzeption in der Vergangenheit erhebliche 
Kritik über sich ergehen lassen musste (vgl. hierzu Hilbert, Systemdenken in Verwaltungs-
recht und Verwaltungsrechtswissenschaft, S. 3 ff. m.w.N. in Fn. 15). Diese Kritik zielt 
aber in erster Linie auf die von Canaris vertretene exklusive Geltung dieser Systemkon-
zeption in der Jurisprudenz ab. Insoweit ist die Kritik berechtigt: das axiologisch-
teleologische System beschreibt beileibe nicht die einzige Systemkonzeption, die für die 
wissenschaftliche Behandlung des Rechts fruchtbar gemacht werden kann. Diese Feststel-
lung beeinträchtigt aber nicht den Wert, den das axiologisch-teleologische System für sich 
genommen besitzt. Die grundlegende Bedeutung, die Folgerichtigkeit und Widerspruchslo-
sigkeit der Verwirklichung gesetzlicher Grundwertungen für eine material gerechte 
Rechtsordnung haben, lässt sich letztlich doch kaum ernsthaft in Abrede stellen (vgl. 
hierzu auch Hilbert, Systemdenken in Verwaltungsrecht und Verwaltungsrechtswissen-
schaft, S. 5 Fn. 15). 
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